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STRAT.AT 2020; 

Soziale Dienstleistungen im europäischen Landeswirtschaftsfonds; 

Umlaufbeschluss der Landesfrauenreferentinnenkonferenz

An die

Österreichische Raumordnungskonferenz

Geschäftsstelle beim Bundeskanzleramt
Ballhausplatz 1

1014 Wien

(Hofburg – Eingang Michaelerkuppel)

Im Rahmen des 2. Öffentlichen Stellungnahmeverfahrens zu STRAT.AT 2020-Partnerschaftsvereinbarung darf folgender Umlaufbeschluss der Landesfrauenreferentinnenkonferenz mit dem Ersuchen um Berücksichtigung vorgelegt werden:
Beschluss:

Die Verankerung der Gleichstellung von Frauen und Männern und die Umsetzung von Gender Mainstreaming in der Strukturfondsperiode 2014 – 2020 waren wichtige Tagesordnungspunkte in den Landesfrauenreferentinnenkonferenzen 2011 und 2012. In einem Umlaufbeschluss der Landesfrauenreferentinnenkonferenz vom 11. Juni 2012 wurde die Frau Bundesministerin für Frauen und Öffentlichen Dienst ersucht, den Prozess STRAT.AT im Hinblick auf die Verankerung von Gender Mainstreaming und Gleichstellung von Frauen und Männern in Kooperation mit den Ländern zu begleiten. 

Das Bundeskanzleramt, Abteilung II/6 - Sozioökonomische Gleichstellung, Internationale und EU-Angelegenheiten  hat im Rahmen des 2. Öffentlichen Stellungnahmeverfahrens zum STRAT.AT 2020/ Partnerschaftsvereinbarung  darauf verwiesen, dass Maßnahmen zu setzen sind,  um einerseits die Erreichung der Europa 2020 – Ziele zu Beschäftigung und Armutsbekämpfung zu erreichen, aber auch um der Abwanderung aus dem ländlichen Raum, insbesondere von jungen Frauen entgegenzuwirken. 

Der Europäische Landwirtschaftsfonds zur Entwicklung des ländlichen Raums bietet aufgrund des Verordnungsentwurfes für die Periode 2014-2020 neben vielen anderen Fördermaßnahmen Ansatzpunkte für die Umsetzung "Sozialer Dienstleistungen". Die Landesfrauenreferentinnen unterstützen daher die Empfehlung der  Frau Bundesministerin  für Frauen und Öffentlichen Dienst, Mittel für Maßnahmen wie lokale bzw. regionale Pilotprojekte und gemeindeübergreifende innovative Ansätze im Bereich sozialer Dienstleistungen als Weiterentwicklung und Ausdehnung der örtlichen Basisdienstleistungen für die ländliche Bevölkerung im Europäischen Landwirtschaftsfonds vorzusehen. 

Das Kabinett der Frau Bundesministerin für Frauen und Öffentlichen Dienst und das Bundeskanzleramt, Abt.6/II, werden darüber abschriftlich informiert. 
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i.V. Mag. Werner Hennlich
